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Verkündet

am 25. Juni 1964

Schriftführer

I m N a m e n d e 5 V o l k e 5

In dem Rechtsstreit

der Landesversicherungsanstalt Berlin, ver—
treten durch die Mitglieder der Geschäfts—
führung, Berlin l9, Messedemm 1-3,

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 4„ Senat des Bundessozialgerichts in

Berlin auf die mündliche Verhandlung vom 25„

Juni 1964, an der mitgewirkt haben

Senatspräsident P e n q u i t t

als Vorsitzender,

Bundesrichter S c h m i t t und

Bundesrichter M e l l w i t 2

als weitere Berufsrichtcr,

Bundessozialrichter R e i m e r und

Bundessozialrichter Z 0 11 e n k o p f

als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Sozial—

gerichts Berlin vom lü„ Februar 1963 wird

zurückgewiesen°

Die Beklagte hat der Klägerin die außergericht-

lichen Kosten des Revisionsverfahrens zu

erstatten°

Von Rechts wegen°

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Der Ehemann der Klägerin ist 1943 gestorben.

Die Klägerin beantragte am 16. Juni 1962 Witwenrente

aus der Versicherung ihres verstorbenen Ehemannes° Die

Beklagte bewilligte die Rente durch Bescheid vom 22„

Oktober 1962 mit Wirkung vom 1° Juli 1958 an. Gegen

diesen Bescheid hat die Klägerin Klage erhoben mit dem

Antrag, den Bescheid der Beklagten zu ändern und ihr-

Witwenrente vom l° Juni 1958 an zu gewähren°

Das Sozialgericht (SG) hat die Beklagte diesem Begehren

entsprechend verurteilt und die Berufung zugelassen°

Es hat ausgeführt: Die Fälligkeit der einzelnen Renten—

raten sei in $ 1297 der Reichsversicherungsordnung (RVG)

dahin geregelt, daß die Rente monatlich im voraus zu

zahlen sei° Das betreffe aber nur die bereits festgeé

stellten Rentenleistungén; noch nicht festgestellte

Leistungen oder Leistungsteile seien nicht fällig° Aus

der Regelung in den
Versicherungsgesetzen

ergebe sich,

daß der Versicherungsträger erst dann leisten müsse,

wenn die Rente festgestellt sei; die Leistung werde erst

mit ihrer Feststellung fällig. Die Verjährungsfrist für

die einzelnen monatlichen Rentenleistungen habe erst am

22° Oktober 1962 — vier Jahre in die Zukunft gesehen —

zu laufen begonnen° Danach sei der von der Klägerin

geltend gemachte Anspruch auf die Rentenleistung des

Monats Juni 1958 nicht verjährt°

Die Beklagte hat Sprungrevision eingelegt° Sie beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Klage abzuweisen.

Sie rügt eine Verletzung des @ 29 Abs° } RVO„ Unter
Beachtung dieser Vorschrift habe der Klägerin die Rente
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erst vom 1. Juli 1958 an gewährt werden können. Der Aus—

zahlungsanspruch für den Monat Juni 1958 sei verjährt°

Die Klägerin hat keinen Sachantrag gestellt.

Die Revision ist zulässig, aber unbegründet.

Die Beklagte hat die Einrede der Verjährung hinsicht-

lich des Rentenanspruehs der Klägerin für den Monat

Juni 1958 erhoben. Die Einrede ist nicht begründet. Das

Urteil des SG ist im Ergebnis zutreffend. Nach @ 29

Abs. } RVO verjähren An5prüche auf Leistungen der Ver-

sicherungsträger in der Regel in vier Jahren nach der

Fälligkeit. Es ist richtig, wie das SG angenommenhat,
daß diese Vorschrift auch auf die Leistungen von Hinter-

blicbenenrehten anzuwenden ist, weil das Gesetz dafür

keine abweichende Regelung enthält; ebenso trifft es

zu, dan von der Verjährung nicht der Anspruch auf

Leistungen als solcher betroffen wird, sondern ledig-

lich der An5pruch auf die einzelnen monatlichen Renten—

leistungen. Für die Entscheidung des vorliegenden Rechts-

streits kann es dahinstehen, ob dem SG auch darin zu

folgen ist, daß die Rente erst mit ihrer Feststellung

durch den Versicherungsträger fällig werde und erst von

da an die Verjährungsfrist zu laufen beginne. Es be-

darf in diesem Streitfall auch keiner Entscheidung, ob

heute noch, wie das Reichsversicherungsamt (BVA) an-

genommen hat (AN 10, 644, 646; Breithaupt l}, 251 und

die dort zitierte Rechtsprechung des EVA), erst dann
ein Anspruch im Sinne des @ 29 Abs. } RVO vorliegt,

wenn außer den materiell-rechtlichen Entstehungsvoraus-

setzungcn auch ein formell-rechtliches Erfordernis,

nämlich die Anmeldung, erfüllt ist. Jedenfalls besteht

vor der Anmeldung (: Antragstellung; @ 1575 Abs. 1
v

Nr. 2 RVO) auf seiten des;enigen, der sich eines Renten—
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anspruchs berühmt, dem Versicherungsträger gegenüber

kein Recht, Zahlung zu fordern; für den Versicherungs—

träger besteht im Falle eines etwaigen Verlangens von
Zahlung das Recht, die Zahlung zu verweigern" Das Recht,

die Zahlung ver der Antragstellung verweigern zu können,

schiféßt art Fälligkeit diä€■s An5pruchs'éüs.’Das
folgt aus der Natur des Rechts, eine Leistung verweigern

zu dürfen. Von der Fälligkeit eines AnSpruchs im Sinne

des 5 29 Abs° } RVO kann deshalb frühestens von dem

Zeitpunkt an gesprochen werden, in dem die Antrag—

stellung erfolgt ist° Wenigstens bis dahin ist für

den Versicherungsträger keine sofortige Leistungspflicht

begründet, Das ist entscheidend, Hieran ändern auch

nichts die Vorschriften in $ 1290 Abs° 1 Satz 1 und

5 1297 EVO° $ 1290 Abs° 1 Satz 1 RVGregelt den Beginn
der Rente; % 1297 RVO sagt allein darüber etwas aus,
wie die Rentenzahlung zu'erfolgen hat. Beide Vorschrif—

ten regeln aber nicht die Fälligkeit der Rente„ Auch

aus @ 220 Abs° 1 BGB ist nichts Gegenteiliges herzu-

leiten, wie die Beklagte meint, Diese Vorschrift regelt

nur die Unterbrechung der Verjährung in den Fällen, in

denen der Anspruch nicht vor die ordentlichen Gerichte

gehört„ Sie enthält aber nichts darüber, welche Be—

deutung der Antragstellung für die Frage der Fälli■keit

eines Anspruchs zukommt°

Den Antrag auf Bewilligung der Rente hat die Klägerin

am 16„ Juni 1962 gestellt° Frühestens diese Antrag-

stellung hat bewirkt, daß die Verjährungsfrist des

% 29 Abs° } Abs„ } RVOfür die rückwirkend zu bewilli-
genden Rentenbeträge zu laufen begonnen hat° Deshalb

hat das SG zu Recht entschieden, daß der von der Kläge-

rin für den Monat Juni 1958 geltend gemachte Renten—

an5pruch nicht ver;ährt ist° Die Revision der Beklagten
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ruß deshalb als unbegründet zurückgewiesen werden

(@ 170 Abs. 1 SCG).

Die Kosterentscheidung beruht auf 5 193 SGG.
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